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adäquate Widerspiegelung des realen Geschehens darstel­
len. Als Hüter der Gesetzlichkeit darf der Staatsanwalt 
niemals mit einer vorgefaßten Meinung an die Klärung 
einer Sache herangehen.

Das Gesetz verpflichtet z. B. den Staatsanwalt wie auch 
die Untersuchungsorgane und das Gericht, als Vorausset­
zung der Entscheidung über die strafrechtliche Verantwort­
lichkeit die Straftat, ihre Ursachen und Bedingungen und 
die Persönlichkeit des Beschuldigten und des Angeklagten 
allseitig und unvoreingenommen festzustellen (§8 Abs. 1 
StPO). Seine Aufgabe ist es, zur allseitigen Untersuchung 
jeder Strafsache im Sinne der Feststellung aller belasten­
den und aller entlastenden Umstände beizutragen.

Weder das mögliche eigene Gefühl der Entrüstung 
über das Geschehene noch die Mißbilligung der Verhaltens­
weise eines Beschuldigten, noch die Empörung der Öffent­
lichkeit dürfen den Staatsanwalt dazu verleiten, die Un­
voreingenommenheit und damit die objektive, allseitige' 
Untersuchung der Sache aüfzugeben. Das ist seine recht­
liche und moralische Pflicht. Der Staatsanwalt muß des­
halb immer wieder .selbstkritisch prüfen, ob durch den 
langjährigen Umgang mit straffällig gewordenen Bürgern 
sein emotionales Verhältnis zu diesen Gesetzesverletzern, 
z. B. durch Gleichgültigkeit, eingeengt ist. Routinehafte 
Züge können sich in dieser Weise nachteilig auf die Per­
sönlichkeitsentwicklung des Staatsanwalts auswirken. Der 
sozialistische Staatsanwalt ist verpflichtet, eine solche un­
erwünschte Entwicklung bei sich selbst rechtzeitig fest- 
zustelien oder, sofern er sie bei anderen feststellt, diese 
darauf aufmerksam zu machen.

Stets muß der Staatsanwalt mit Initiative nach wahren 
Erkenntnissen streben und gewissenhaft die jeweils ge­
wonnene Erkenntnis selbständig überprüfen. Er muß kri­
tischem Vorbringen anderer gegenüber aufgeschlossen 
sein und dies zum Anlaß der Überprüfung der eigenen 
Position nehmen. Er darf nur das als gesicherte Erkennt­
nis ansehen und seinen Entscheidungen zugrunde legen, 
von dem er überzeugt ist, daß es die Wirklichkeit richtig

widerspiegelt. Ein steter Prüfetein für die Richtigkeit sei­
nes Handelns ist die ständige Verbindung zur Arbeiter­
klasse und zu den anderen Werktätigen. Vor allem in den 
unmittelbaren Aussprachen mit Arbeitern und Arbeits­
kollektiven, bei denen er das sozialistische Recht als In­
strument zur Ausübung der Macht der Arbeiterklasse er­
läutert, ist der Staatsanwalt nicht nur . Lehrender, sondern 
auch Lernender.

»
Mit den vorstehenden Ausführungen wurden einige we­
sentliche Eigenschaften der Persönlichkeit des Staatsan­
walts leitbildhaft dargestellt. Diese Eigenschaften ent­
sprechen den Anforderungen der Arbeiterklasse an die 
Funktion eines sozialistischen Staatsanwalts. Ihre ständige 
Durchsetzung ordnet sich in den Prozeß der Erziehung so­
zialistischer Persönlichkeiten ein und ist untrennbar ver­
bunden mit der praktischen Arbeit zur weiteren Erhöhung 
der Wirksamkeit der Staatsanwaltschaft. * S.
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Gerichtliches Verfahren erster Instanz

Im 8. Kapitel des Lehrbuchs wird das gerichtliche Verfah­
ren erster Instanz dargestellt. Dabei werden unter den 
allgemeinen — auch für die zweite Instanz und das Kas­
sationsverfahren geltenden — Bestimmungen mit Recht 
zunächst die Grundsätze hervorgehoben, die als Voraus­
setzung gerechter Entscheidungen gewährleisten, daß das 
Gericht unvoreingenommen und streng sachlich an die Un­
tersuchung und an die strafrechtliche Beurteilung des von 
der Anklage erfaßten Sachverhalts herangeht.

Bei der Behandlung der gerichtlichen Entscheidungen 
hätte man sich mehr Ausführlichkeit gewünscht. Proble­
matisch und zu absolut ist u. E. die These, daß mit dem 
Urteil über das Tatgeschehen geurteilt wird (S. 300). Das 
erscheint in Anbetracht des Gegenstands mancher Rechts­
mittel- oder Kassationsentscheidungen z. B. zu prozeßrecht­
lichen Fragen oder zu Problemen der gerichtlichen' Ent­
scheidung bei der Verwirklichung von Maßnahmen der 
strafrechtlichen Verantwortlichkeit zweifelhaft. Soweit 
ausgeführt wird, daß rechtskräftige Urteile nur im Kas- 
sations- oder Wiederaufnahmeverfahren aufgehoben bzw. 
abgeändert werden dürfen, wäre ein Hinweis auf § 269

Abs. 2 StPO (erneute Hauptverhandlung auf Antrag des in 
einem Verfahren gegen Flüchtige rechtskräftig Verurteil­
ten) zweckmäßig gewesen, denn auch dabei kann eine 
andere Entscheidung ergehen. Diese Problematik bleibt 
auch in dem speziellen Abschnitt über das Verfahren gegen 
Flüchtige offen (S. 3811). Im übrigen sind die mit den 
Urteilen und Beschlüssen verbundenen Probleme ausführ­
lich erläutert. Auch die Besonderheiten des Strafbefehls 
und der Gerichtskritikbeschlüsse sowie die mit der Rechts­
kraft verbundenen Probleme werden in diesem Zusam­
menhang in ausreichendem Umfang behandelt.

Die Eröffnung des Hauptverfahrens erster Instanz und 
die Vorbereitung der Haupt Verhandlung werden entspre­
chend ihrer Bedeutung für die Wahrung der Rechte des 
Angeklagten und für das weitere Verfahren sowie dessen 
gesellschaftlicher Wirksamkeit als Einheit besonders aus­
führlich dargestellt, wobei das Erfassen der Probleme 
durch eine Reihe instruktiver Beispiele erleichtert wird. 
Die Autoren behandeln den Umfang der gerichtlichen Prü­
fungspflichten und dabei die eigenverantwortliche Prü­
fung des hinreichenden Tatverdachts durch das Gericht als 
Kernstück des Eröffnungsverfahrens.6

Zutreffend wird darauf hingewiesen, daß sich das Ge-


